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OA/0538/2022 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Finanz- und Verwaltungsausschuss 27.07.2022 öffentlich - Vorberatung 
Stadtrat 27.07.2022 öffentlich - Beschluss 

 
 

Umsetzung der Istanbul-Konvention in der Stadt Fürth - Änderung der 
Sicherheitsbeiratssatzung 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
III/OA 

 
 

Anlagen:  

Änderungssatzung 
Synopse 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanz- und Verwaltungsausschuss empfiehlt/der Stadtrat beschließt den Erlass der beige-
fügten Satzung zur Änderung der Sicherheitsbeiratssatzung.  
 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Die Gleichstellungsstelle ist an das Referat III herangetreten und hat Überlegungen zur Umset-
zung der Istanbul-Konvention in der Stadt Fürth vorgestellt. 
 
Anlass und Inhalt der Istanbul-Konvention (IK)1: 
In der Europäischen Union haben ein Fünftel bis ein Viertel aller Frauen schon mindestens 
einmal im Leben physische Gewalt erlebt. Täter waren meistens Männer aus dem direkten Um-
feld der Betroffenen.  
Der Europarat hat deshalb 2011 die Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt als völkerrechtlichen Vertrag ausgefertigt, der 2014 in 
Kraft trat. Die Zielsetzung der Konvention in Art. 1a lautet: "Zweck dieses Übereinkommens ist 
es, Frauen vor allen Formen von Gewalt zu schützen und Gewalt gegen Frauen und häusliche 
Gewalt zu verhüten, zu verfolgen und zu beseitigen." Bis heute haben 46 Mitgliedsstaaten des 
Europarats die Konvention in Istanbul (daher der umgangssprachliche Name Istanbul-
Konvention) unterzeichnet und 34 davon (auch die Bundesrepublik Deutschland) haben sie in-
zwischen ratifiziert.  

                                                
1 Quelle: https://www.unwomen.de/informieren/internationale-vereinbarungen/die-
istanbulkonvention.html, abgerufen am 13.07.2022 

https://www.unwomen.de/fileadmin/user_upload/schwerpunktthemen/internationale_konventionen/pdf/Europaratskonvention%20zur%20Beseitigung%20von%20Gewalt%20gegen%20Frauen%20und%20h%E4uslic....pdf
https://www.unwomen.de/fileadmin/user_upload/schwerpunktthemen/internationale_konventionen/pdf/Europaratskonvention%20zur%20Beseitigung%20von%20Gewalt%20gegen%20Frauen%20und%20h%E4uslic....pdf
https://www.unwomen.de/informieren/internationale-vereinbarungen/die-istanbulkonvention.html
https://www.unwomen.de/informieren/internationale-vereinbarungen/die-istanbulkonvention.html
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Die Unterzeichnerstaaten verpflichten sich, offensiv gegen alle Formen von Gewalt an Frauen 
und Mädchen vorzugehen (ganzheitliche Gewaltschutzstrategie). Einen besonderen Fokus legt 
die IK zudem auf häusliche Gewalt. 
 
Die Vertragsstaaten sind im Rahmen der ganzheitlichen Gewaltschutzstrategie u.a. verpflichtet, 
durch Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit zur Gewaltprävention beizu-
tragen. Ein Mittel, um diese Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung vorzunehmen ist die Ein-
richtung von sogen. Präventionsräten in den Städten. 
 
In der Stadt Fürth wurde im Jahr 1996 ein Sicherheitsbeirat eingerichtet. Der Sicherheitsbeirat 
hat die Aufgabe, den Stadtrat und die Stadtverwaltung in kriminalpräventiven Angelegenheiten 
der öffentlichen Sicherheit zu beraten. Er soll insbesondere kriminalitätsbegünstigende Um-
stände im örtlichen Bereich erkennen und Möglichkeiten zu deren Beseitigung vorschlagen. 
Weiter soll der Sicherheitsbeirat Aktionen anregen, um die Bürgerschaft für Angelegenheiten 
der Kriminalprävention zu sensibilisieren, deren Sicherheitsgefühl zu stärken und die Bereit-
schaft zur aktiven Mitwirkung bei der präventiven Verbrechensbekämpfung zu fördern (§ 1 Abs. 
2 und 3 der Sicherheitsbeiratssatzung, Ortsrecht Nr. 33-16). Der Begriff der öffentlichen Sicher-
heit umfasst nach allgemein anerkannter Definition die Unversehrtheit der objektiven Rechts-
ordnung, mithin auch die darin enthaltenen subjektiven Rechte sowie die individuellen Rechts-
güter wie Leben, Gesundheit oder auch Freiheit.  
 
Mit dieser Aufgabenstellung entspricht der Sicherheitsbeirat dem oben genannten Präventions-
rat, die Stadt Fürth erfüllt also insoweit bereits die entsprechende Anforderung der IK. In der 
weiteren Arbeit des Sicherheitsbeirates ist nun vorgesehen, dem Themenfeld Gewalt an Frauen 
und Mädchen breiteren Raum als bisher einzuräumen. Die Gleichstellungsstelle wird daher zu-
künftig als sachkundige Person zu den Sitzungen eingeladen und mit ihrer Expertise die rele-
vanten Themen im Gremium vortragen. Durch die Gleichstellungsstelle wurde auch angeregt, 
zur Verdeutlichung dieser Aufgabenstellung im Sinne der IK den Sicherheitsbeirat umzubenen-
nen in „Präventionsrat“ oder „Sicherheits- und Präventionsrat“. 
 
In seiner Sitzung vom 19.05.2022 hat sich der Sicherheitsbeirat mit der Frage einer Umbenen-
nung des Gremiums befasst. Die Haltung des Gremiums hierzu war eher uneinheitlich, mit einer 
leichten Tendenz zu Gunsten einer Umbenennung des Gremiums. Klar hat sich der Beirat in-
soweit positioniert, als im Fall einer Umbenennung das Wort „Sicherheit“ weiterhin im Namen 
enthalten sein soll. Der Sicherheitsbeirat plädierte daher, sollte sich die Stadt Fürth zu einer 
Umbenennung entschließen, für „Sicherheits- und Präventionsrat“ als neuen Namen des Gre-
miums. 
 
Die Verwaltung teilt dieses Votum des Sicherheitsbeirates und schlägt dessen Umbenennung in 
„Sicherheits- und Präventionsrat“ vor. Die Umbenennung erfolgt durch die Änderung der Si-
cherheitsbeiratssatzung. Zudem wird eine redaktionelle Änderung der Satzung vorgeschlagen, 
bei welcher die geänderten Bezeichnungen des Referates III sowie des früheren Ordnungsam-
tes berücksichtigt werden. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Auswirkungen auf die ökologische Zukunftsfähigkeit: 
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Bestehen Auswirkungen auf die ökologische Zukunftsfähigkeit? 

 Ja, siehe Anlage X Nein 

 
 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Amt für Umwelt, Ordnung und Verbraucherschutz 

 
 
Fürth, 13.07.2022 
 
 
 
gez. Kreitinger 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Umwelt, Ordnung und 
Verbraucherschutz 
Tölk, Jürgen 

Telefon: 
(0911) 974-1460 
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Folgende Beratungsergebnisse sind vorhanden: 
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